
 
Verordnungsentwurf 

 
Die NÖ Landesregierung hat am ……… aufgrund des § 2 des NÖ Landes- und 

Gemeinde-Verwaltungsabgabengesetzes, LGBl. 3800 in der Fassung LGBl. Nr. 70/2022, 

und des § 78 Abs. 5 des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991, BGBl. Nr. 

51/1991 in der Fassung BGBl. I Nr. 82/2025, verordnet: 

 

Änderung der NÖ Gemeinde-Verwaltungsabgabenverordnung 1973 

 

Die NÖ Gemeinde-Verwaltungsabgabenverordnung 1973, LGBl. 3800/2, wird wie folgt 

geändert: 

 

1. Im § 6 wird folgender Abs. 4 angefügt: 

„(4) Die Tarifposten 29 bis 32 in der Fassung der Verordnung LGBl. Nr. XX/2026, treten 

am 1. Jänner 2027 in Kraft.“ 

 

2. Tarifposten 29 bis 32 des Tarifs über das Ausmaß der Verwaltungsabgaben lauten: 

„29. Baubehördliche Bewilligung für Neu- und Zubauten von Gebäuden 

für jeden Quadratmeter der neuen Geschoßfläche 0,60 

 mindestens jedoch 120,– 

30. Sonstige baubehördliche Bewilligungen für bewilligungspflichtige 

Vorhaben 79,– 

31. Baubehördliche Bewilligungen für bewilligungspflichtige Vorhaben 

im vereinfachten Verfahren 49,50 

32. (entfällt)“  

 

 


